
ist erforderlich, dass es bis zum gebotenen Entscheidungs-
zeitpunkt nachweislich nicht möglich ist, den Spruchkörper
mit der erforderlichen Zahl von drei Berufsrichtern, gegebe-
nenfalls auch unter Zuziehung von Vertretern, zusammentre-
ten zu lassen.68 Angesichts der weitreichenden Einschränkun-
gen während der Corona-Krise, die auch das Gerichtswesen
betreffen, ist es trotz der engen Voraussetzungen denkbar,
diese Situation zu bejahen.69 In der Prüfung wird es hier aber
auf die Ausgestaltung des Sachverhalts im Einzelfall ankom-
men. Kandidaten sollten sich jedenfalls der dargestellten An-
forderungen bewusst sein.

Auf den Antrag nach § 47 VI VwGO ist § 80 VIII VwGO
mangels Verweises nicht anwendbar.70 Es kann in diesem Fall
– und auch, wenn die Dringlichkeitsvoraussetzungen nicht
vorliegen – aber eine Übertragung auf den konsentierten
Einzelrichter nach § 87 a II VwGO erwogen werden. Hierfür
müssen aber, anders als bei § 80 VIII VwGO, alle Beteiligten
zustimmen.

Diese Maßnahmen müssen zwar nicht formal beantragt wer-
den. Dennoch kann dem Gericht bereits in der Antragsschrift
nahegelegt werden, so vorzugehen, und zusätzlich das Ein-
verständnis des Antragstellers mit einem Vorgehen nach
§ 87 a II VwGO erklärt und damit die Dringlichkeit der Lage
verdeutlicht werden.

Bei einer verwaltungsgerichtlichen Aufgabenstellung muss zu
den Dringlichkeitserwägungen zu Beginn des Beschlusses
kurz Stellung genommen werden, wenn sich im Sachverhalt
(zB in der Antragsschrift) ein Hinweis auf die mögliche Ent-
scheidung ohne weitere Stellungnahme der Beteiligten oder
Entscheidung allein durch den Vorsitzenden findet. Das gilt

auch dann, wenn dennoch die Kammer entscheidet. In diesem
Fall muss begründet werden, warum von den anderen Mög-
lichkeiten kein Gebrauch gemacht wurde. Der Bearbeiter
kann so deutlich machen, dass er die Optionen gesehen hat.

2. Anträge

Es ist darauf zu achten, die Anträge richtig zu formulieren.
Diese unterscheiden sich je nach Antragsart deutlich. Der
Antrag kann beispielsweise lauten:

„Namens und in Vollmacht des Antragstellers beantrage ich, …

■ … die aufschiebende Wirkung der Klage (bzw. des Wider-
spruchs) vom […] gegen den Bescheid vom […] anzuordnen“
(Anordnungsantrag nach § 80 V 1 Alt. 1 VwGO).

■ … die Antragsgegnerin vorläufig im Wege der einstweiligen
Anordnung bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache zu
verpflichten […]“ (Verpflichtungsantrag nach § 123 I VwGO).

■ … vorläufig im Wege der einstweiligen Anordnung bis zu
einer Entscheidung in der Hauptsache festzustellen, dass
[…]“ (Feststellungsantrag nach § 123 I VwGO).

■ … im Wege der einstweiligen Anordnung den Vollzug von
[Vorschrift einsetzen] bis zu einer Entscheidung über den Nor-
menkontrollantrag auszusetzen“ (Antrag nach § 47 VI VwGO).

Der Beitrag wird in JA 11/2020 fortgesetzt.

68 SächsOVG DVBl 2018, 1299 (1300 f.).
69 So etwa VG Neustadt (Weinstraße) BeckRS 2020, 5133 Rn. 9.
70 Vgl. Kopp/Schenke/W. R. Schenke/R. P. Schenke, 26. Aufl. 2020, VwGO § 47
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& SACHVERHALT

K ist Eigentümer eines im Grundbuch von Frankfurt eingetragenen, mit einem Haus bebau-
ten Grundstücks. Das Grundstück ist an P vermietet. Da K in Geldsorgen ist, möchte er das
Grundstück veräußern und einigt sich mit E am 28.5.2018 über den Kauf. Am 31.5.2018
einigen sich K und E bei gleichzeitiger Anwesenheit vor einem Notar über die Auflassung.
Am 13.6.2018 stellt der Notar den Antrag auf Eintragung des E als Eigentümer. K hatte
verschwiegen, dass am 2.5.2018 über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet wurde.
Der am 3.5.2018 im Grundbuch eingetragene Insolvenzvermerk wurde am 12.6.2018 fälsch-

* Der Verfasser war wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Handels- und Wirtschaftsrecht und
Rechtstheorie an der Goethe-Universität Frankfurt am Main (Prof. Dr. Tobias Tröger, LL.M. [Harvard]). Die Klausur beruht auf
einem Teil eines zum Abschluss der von Priv.-Doz. Dr. Andreas Weber im Sommersemester 2019 gehaltenen Vorlesung
Sachenrecht als Hausarbeit ausgegebenen Sachverhalts.
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licherweise gelöscht. E, der von all dem nichts wusste, wird am 19.6.2018 als Eigentümer
eingetragen.

Nach einem harten Winter ist das Holzgeländer des Balkons am Haus teilweise ausgebro-
chen, was P dem E mitteilt. E hat wenig Zeit und bittet P daher, den Mangel selbst zu
beheben. Beide einigen sich, dass P einen Handwerker beauftragt, der das Holzgeländer
durch ein Edelstahlgeländer ersetzt. P kontaktiert den ihm bekannten Metallbauer M, der für
seine hervorragende Arbeit bekannt ist und prompt einen Designentwurf und Kostenvor-
anschlag erstellt. Beides übermittelt P dem E, der den Arbeiten zustimmt, da auch ihm die
gute Reputation des M bekannt ist. Aufgrund der Auftragslage kann M das Geländer erst ab
dem 6.5.2019 tauschen.

Ende April geraten P und E in einen heftigen Streit. Eine Fortsetzung des Mietverhältnisses
empfinden beide als unmöglich, sodass P Hals über Kopf in der letzten April-Woche das
Grundstück vollständig räumt. Als P dem E die Schlüssel am 3.5.2019 gibt, weist er ihn darauf
hin, dass M am kommenden Montag mit dem Tausch des Geländers beginnen wird. Es müsse
– was zutrifft – niemand vor Ort sein, da M den Balkon über den vorhandenen Treppen-
zugang betreten kann.

M bekommt von all dem nichts mit und beginnt am 6.5.2019 mit den Arbeiten. Dabei setzt er
beim Schweißen morgens schuldhaft die Dämmung des Hauses in Brand, was er nicht
bemerkt. Als er nach der Mittagspause zur Baustelle zurückkehrt, steht das Haus in Flammen.
Durch die immense Wärmestrahlung des Feuers wird die Villa des Nachbarn N beschädigt.
N lässt die Schäden für angemessene 10.000 EUR reparieren. Die Kosten werden ihm von
seiner Gebäudeversicherung V erstattet, die nunmehr bei E klageweise Regress nimmt.

E verweigert in der Klageerwiderung jegliche Zahlung, da er den Brand nicht verursacht und
nicht einmal M beauftragt habe. Jedenfalls stehe ihm gegen N ein Anspruch auf Zahlung von
3.000 EUR zu. Hierzu verweist E (in tatsächlicher Hinsicht zutreffend) darauf, dass die auf
dem Grundstück des N direkt an der Grenze stehenden achtjährigen Linden wegen des –
nicht anders als durch deren Rückschnitt begrenzbaren – großen Laubabwurfs und der von
den Bäumen tropfenden klebrigen Masse (Honigtau) einen erheblichen und über das übliche
Maß hinausgehenden Reinigungsaufwand verursachen, der im Jahr 2018 (der Höhe nach
objektiv angemessene) 3.000 EUR betrug.

1. Wer ist Eigentümer des Grundstücks?

2. Unterstellen Sie, E ist Eigentümer des Grundstücks. Hat V gegen E einen Anspruch auf Zahlung von
10.000 EUR?

& LÖSUNG

A. ZU FRAGE 1

Fraglich ist, wer Eigentümer des Grundstücks ist.

I. Ursprünglich: K

Ursprünglich war K Eigentümer des Grundstücks.

II. Übereignung K an E, §§ 873 I, 925 I BGB

K könnte das Grundstück an E übereignet haben, §§ 873 I, 925 I BGB. Zur Übertragung des
Eigentums an einem Grundstück ist die Einigung des Berechtigten und des anderen Teils über
den Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch
erforderlich, § 873 I BGB.

1. Dingliche Einigung, §§ 873 I, 925 I BGB

Dafür müssten sich K und E dinglich über den Eigentumsübergang gem. § 873 I BGB
geeinigt haben (Auflassung), wobei diese gem. § 925 I BGB bei gleichzeitiger Anwesenheit
beider Teile vor einer zuständigen Stelle erfolgt sein müsste. Unbeschadet der Zuständigkeit
weiterer Stellen ist jeder Notar zur Entgegennahme der Auflassung zuständig, § 925 I 2 BGB.

Eine dingliche Einigung ist nicht im Abschluss des schuldrechtlichen Kaufvertrags über das
Grundstück zwischen K und E am 28.5.2018 zu sehen.

Allerdings erklärten K und E vor einem Notar am 31.5.2018 die Auflassung, mithin haben sie
sich dinglich iSd §§ 873 I, 925 I 2 BGB geeinigt.

Eigentumserwerb des E
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